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Bedingungsloses  
Grundeinkommen 
Risiken und Nebenwirkungen einer wohlklingenden 
Idee 

              

Worum geht es beim BGE? 

In der letzten Zeit wird verstärkt über Ideen 

eines „bedingungslosen Grundeinkommens“ 

(BGE) diskutiert. Die Diskussion ist sehr kontro-

vers, und zwar in fast allen gesellschaftlichen und 

politischen Lagern. 

Der Vorschlag eines BGE klingt zunächst at-

traktiv: Allen Menschen soll ein Einkommen ga-

rantiert werden, von dem sie leben können. Eine 

reiche Gesellschaft wie unsere könne das gewähr-

leisten. Wer würde dem widersprechen? Bei ge-

nauerer Betrachtung gibt es jedoch eine große 

Unklarheit, was genau gemeint ist und wie das 

funktionieren und finanziert werden soll. Mei-

nungsumfragen zum Thema BGE blenden Finan-

zierungsfragen regelmäßig aus. Folglich sind ihre 

Ergebnisse wenig ernst zu nehmen. In der Schweiz 

gab es 2016 eine Volksabstimmung, bei der sich 23 
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Prozent für und 77 Prozent gegen die Einführung 

eines BGE aussprachen. 

Ein BGE soll ein Einkommen sein, das der 

Staat bedingungslos jeder Person auszahlt, unab-

hängig davon, über welche Einkommen und Ver-

mögen diese Person ansonsten verfügt. Es soll kei-

nerlei Bedürftigkeitsprüfung geben, jede Person 

erhält den gleichen Betrag (Kinder eventuell we-

niger). Das BGE soll hoch genug sein um Existenz 

und gesellschaftliche Teilhabe zu sichern. Gegen-

leistungen und 

insbesondere die 

Suche nach einer 

Erwerbsarbeit 

werden nicht gefordert. Manche Konzepte sehen 

angesichts der damit verbundenen Zuwande-

rungsanreize eine Mindestaufenthaltsdauer im In-

land vor, bevor ein Anspruch besteht. 

Es gibt eine Vielzahl an Modellen, die unter 

dem Titel BGE diskutiert werden. Nicht alle und 

keines der bisher realisierten Modelle entsprechen 

diesen Kriterien. So bezieht sich das in Finnland 

von der konservativ-rechten Regierung beschlos-

sene Grundeinkommensexperiment nur auf 2.000 

ausgewählte Erwerbslose, die bisher Arbeitslosen-

unterstützung bekommen haben. Ziele sind die 

Erhöhung von Anreizen, auch schlecht bezahlte 

Arbeit anzunehmen, und die Vereinfachung des 

Sozialsystems. Die 560 Euro monatlich liegen weit 

unter der finnischen Armutsgrenze und werden 

mit anderen Sozialleistungen verrechnet. 

Die Konzepte eines BGE beruhen auf diversen 

Begründungen und Behauptungen, die kritisch 

hinterfragt werden müssen. Es ist zu prüfen, ob es 

sich nicht um bloße Mythen handelt oder ob tat-

sächlich vielleicht ganz andere, teilweise gegen-

teilige Effekte zu erwarten sind. 

Sozial orientierte und  
neoliberale Konzepte 

Es können grob zwei Pole in der Diskussion 

um ein BGE unterschieden werden. Auf der einen 

Seite stehen sozial und humanistisch und politisch 

eher links motivierte Modelle. Die Ziele sind weit-

reichend: Bekämpfung von Armut und Ausgren-

zung, keine Bedürftigkeitsprüfung und Kontrol-

len mehr, Umverteilung von oben nach unten, 

Entkopplung von Erwerbsarbeit und sozialer Si-

cherung, Aufwertung von Tätigkeiten außerhalb 

der Erwerbsarbeit, das Ende des Arbeits- und 

Wachstumszwangs, gar eine emanzipatorische Al-

ternative zur entfremdeten Lohnarbeit. 

Dem entsprechend liegt die angestrebte 

Höhe des BGE für Deutschland bei mindestens 

1.000 Euro monatlich. Gefordert werden von eini-

gen bis zu 1500 

Euro, plus zusätz-

liche Sonderbe-

darfe. Die Renten- 

und Krankenversi-

cherung, sowie Arbeitnehmer- und sonstige sozi-

ale Rechte und Leistungen sollen erhalten blei-

ben. Entfallen würden Kindergeld und bedarfsab-

hängige Sozialleistungen. 

Auf der anderen Seite stehen mehr oder min-

der neoliberale Modelle, die auch in Kreisen von 

CDU und FDP oder von Unternehmern vertreten 

werden. Vorstandsmitglieder großer Technologie-

konzerne aus dem Silicon Valley oder von Sie-

mens, Telekom und SAP haben sich in letzter Zeit 

für ein BGE ausgesprochen. Diese Modelle erfül-

len die genannten strengen Kriterien für ein BGE 

nicht bzw. nur teilweise, werden aber dennoch als 

Grundeinkommenskonzepte diskutiert, die Über-

gänge sind fließend. Die Vorstellungen zur Höhe 

» BGE bedeutet aus-
nahmslos für alle und 
ohne Gegenleistung. 
 

» Sozial orientierte BGE-
Varianten würden  
immens erhöhte Abga-
bensätze erfordern. 
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der Leistung gehen von weniger als Hartz IV-Ni-

veau bis zu etwa 1000 Euro im Monat. Davon 

müsste aber noch privat die Krankenversicherung 

bezahlt werden. 

Der frühere Präsident des Hamburger Welt-

wirtschaftsinstituts, Thomas Straubhaar, formu-

lierte in einem Interview mit dem Wirtschaftsma-

gazin Capital (16.2.2017) sehr klar, worum es da-

bei geht: „Das Grundeinkommen ersetzt den heu-

tigen Sozialstaat im Prinzip vollständig. Gesetzli-

che Altersabsicherung, Krankenversicherung und 

Arbeitslosenversicherung werden abgeschafft. 

Wer etwas haben möchte über das Grundeinkom-

men hinaus, muss sich selbst privat versichern.“ 

Durch den kompletten Wegfall des bisherigen So-

zialstaats und die geringe Höhe der Leistung wäre 

die Finanzierung weitgehend gewährleistet. 

Bereits 2006 schrieb sein Hamburger Welt-

wirtschaftsinstitut zum Grundeinkommen: 

»Ebenso werden alle sozialpolitisch motivierten 

Regulierungen des Arbeitsmarktes gestrichen. Der 

Kündigungsschutz entfällt. (...) Es gibt keinen Flä-

chentarifvertrag mehr und keine Mindestlöhne, 

sondern von Betrieb zu Betrieb frei verhandelbare 

Löhne. Es gibt keine Sozialklauseln. (...) Ein Nied-

riglohnjob wird zum willkommenen Zusatzver-

dienst.“ 

Begründet werden diese Vorstellungen mit 

vermeintlich größeren Freiheiten für alle. Doch 

die wirklichen Nutznießer eines solchen Umbaus 

wären Andere: Die Unternehmer sollen von lästi-

gen sozialen Ver-

pflichtungen 

und „Lohnne-

benkosten“ be-

freit werden. 

Den privaten Versicherungskonzernen würden gi-

gantische neue Geschäftsfelder eröffnet. Freie 

Marktwirtschaft und freies Unternehmertum sol-

len sich ungehemmt entfalten können. Auch das 

Modell des Gründers des Drogeriemarktkonzerns 

dm, Götz Werner, ist in der Sache ein neoliberales. 

Löhne und bisherige Sozialleistungen will er mit 

dem BGE verrechnen. 

BGE gegen Armut und Aus-
grenzung? 

Eine zentrale Begründung für ein BGE ist die 

Überwindung von Armut. Zugleich sollen bedrän-

gende Bedürftigkeitsprüfungen und Sanktionen 

bei Pflichtverletzungen im bestehenden Sozialleis-

tungssystem abgeschafft werden.  

Doch zur Bekämpfung von Armut und Unter-

versorgung wären verbesserte bedarfsabhängige 

Leistungen viel naheliegender und geeigneter als 

ein pauschales BGE für alle. Bei Krankheit oder Be-

hinderung sowie 

in teuren Wohn-

gegenden wären 

deutlich höhere 

Leistungen, aber 

auch weiterhin Bedürftigkeitsprüfungen erforder-

lich. Wohnkosten sind individuell und regional 

sehr unterschiedlich. So liegen die durchschnittli-

chen monatlichen Kosten der Unterkunft von Sin-

gles im ALG-II-Bezug im Kreis Kelheim bei 170 

Euro, in Berlin bei 335 Euro und im Kreis Miesbach 

bei 467 Euro. Es wäre auch nicht gerecht, wenn 

Menschen, die in einer schuldenfreien eigenen 

Wohnung wohnen, genau so viel bekämen wie 

Menschen, die hohe Mieten zahlen müssen. Zu-

dem wären Singles benachteiligt gegenüber Paar- 

oder Familienhaushalten mit geringeren Wohn-

kosten pro Person. 

Verbesserte bedarfsabhängige Leistungen 

können repressionsfrei und grundrechtskonform 

» Neoliberale BGE-Kon-
zepte sollen das Kapital 
vom Sozialstaat und von 
Tarifverträgen befreien. 
 

» Gegen Armut sind ver-
besserte Mindestsicherun-
gen und höhere Löhne ge-
eigneter und realistischer. 
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gestaltet werden. Die Grundsicherungsleistungen 

müssen deutlich erhöht, Vermögensanrechnun-

gen gelockert und Sanktionen abgeschafft wer-

den. Durch eine Praxis, die auf armutsgefährdete 

Bevölkerungsgruppen aktiv zugeht und ihnen 

Leistungen anbietet, bei Bedarf auch über ein 

pauschales BGE hinaus, könnte auch verdeckte Ar-

mut weitgehend abgebaut werden. Vorrangig 

sind weiterhin die Steigerung der Löhne und Zu-

rückdrängung prekärer Beschäftigung sowie bes-

sere Leistungen der gesetzlichen Rente. 

Manche BGE-Anhänger/innen betrachten die 

Ermittlung und Prüfung von Bedürftigkeit als sol-

che schon als Repression oder Diskriminierung. 

Doch die Erfassung von Einkommen, Vermögen 

und Bedarfen ist erforderlich für einen gerechten 

Sozialstaat. Die Gesellschaft hat den Anspruch, 

dass die Verwendung öffentlicher Finanzmittel 

zielgerichtet und die Erhebung gleichmäßig und 

nach finanzieller Leistungsfähigkeit erfolgt. Die 

Erfassung und Kon-

trolle aller Einkom-

men und Vermögen 

für die Besteuerung 

wäre mit einem BGE 

sogar weitaus umfassender und schärfer als bisher 

erforderlich, um die immensen zusätzlich erfor-

derlichen Finanzmittel einzutreiben. 

Der entscheidende Unterschied zwischen ei-

nem BGE und verbesserten bedarfsabhängigen 

Leistungen bestünde nicht in besserer Armutsbe-

kämpfung. Sondern darin, dass der Mehrheit der 

Haushalte, die bereits über hinreichende Einkom-

men verfügen, zusätzlich in die eine Tasche ein 

BGE gesteckt und es zugleich aus der anderen Ta-

sche über exorbitant höhere Abgaben wieder her-

ausgezogen würde, um dies finanzieren zu kön-

nen. Ein gigantisches Umverteilungskarussell mit 

schweren Nebenwirkungen. 

Finanzierungsprobleme 

Die Finanzierung des BGE ist ein zentraler 

Punkt, in welchem sich die diversen Modelle un-

terscheiden. Einige setzen auf massiv erhöhte 

Mehrwert- und Verbrauchsteuern, andere auf 

Steuern auf Einkommen und Vermögen oder Ka-

pitalverkehr. Andere Modelle setzen auf neu ein-

geführte Abgaben, auf Einnahmen aus staatlichen 

Kapitalanteilen an Unternehmen, oder auf einen 

Mix daraus. Die Annahmen und Berechnungen 

sind teilweise kaum nachvollziehbar und in erheb-

lichem Maße fragwürdig oder unrealistisch. Der-

art tiefgreifende und umfangreiche Eingriffe wür-

den auf jeden Fall erhebliche und nicht absehbare 

ökonomische und Verhaltensänderungen zur 

Folge haben. Schlichtes Hochrechnen und Aufad-

dieren beabsichtigter Mehreinnahmen funktio-

niert da nicht. 

Für eine realistische Beurteilung ist es wichtig, 

sich zunächst einige grundlegende Größenord-

nungen und Zusammenhänge klar zu machen. 

Wir nehmen nachfolgend ein BGE in Höhe von 

1000 Euro monatlich für alle an und betrachten 

Deutschland im Jahr 2016. Dieses BGE würde 

brutto knapp eine Billion, also 1000 Milliarden 

Euro im Jahr kosten (1000 Euro im Monat mal 12 

Monate mal 83 Millionen Einwohner = 996 Milli-

arden Euro). Wir betrachten preisbereinigte Grö-

ßen und unterstellen, dass das preisbereinigte 

Bruttoinlandsprodukt und das Nationaleinkom-

men unverändert blieben - was eine sehr optimis-

tische Annahme ist. 

Für sozial ausgerichtete BGE-Modelle dürften 

lediglich steuerfinanzierte Einkommensleistun-

gen wie Grundsicherung, Sozialhilfe, Kindergeld, 

Elterngeld, Bafög wegfallen. Laut Sozialbericht 

2017, Tabelle III-1 waren das 2016 etwa 92 Milliar-

» Ein BGE würde über-
wiegend an Menschen 
gezahlt, die es gar 
nicht brauchen. 
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den Euro plus vielleicht vier Milliarden Euro damit 

verbundene Verwaltungskosten. Also nur ein klei-

ner Bruchteil der Kosten eines BGE. Beitragsbe-

gründete Leistungen aus den Sozialversicherun-

gen und auch Pensionen sowie andere öffentliche 

Leistungen dürften nicht wegfallen. Sonst wäre 

das Grundeinkommen nicht bedingungslos. Die 

Leistungsansprüche der Versicherten würden fak-

tisch enteignet. Sie würden gleichheitswidrig be-

nachteiligt, wenn zugleich andere „privat“ erwor-

bene Einkommen und Vermögen und Versiche-

rungsansprüche nicht angerechnet werden sollen. 

Nach Abzug der genannten wegfallenden Sozial-

leistungen, würde ein solches BGE dann netto 

rund 900 Mrd. Euro kosten. Das ist noch einmal 

ebenso viel wie alle Gemeinden, Länder und Bund 

insgesamt ausgeben oder wie der gesamte Sozial-

staat bisher kostet. Die Einführung eines solchen 

BGE würde die „Staatsquote“ - das Verhältnis der 

Ausgaben von Staat und Sozialversicherungen 

zum Bruttoinlands-

produkt - von 44 

auf 73 Prozent er-

höhen. Eine Ver-

rechnung des BGE 

in Form einer „ne-

gativen Einkommensteuer“ würde daran nichts 

ändern. 

Diese 900 Milliarden Euro müssten für ein 

BGE als laufender Einkommensstrom jedes Jahr 

neu umverteilt werden. Es macht daher keinen 

Sinn, private Vermögensbestände, staatliche Geld-

schöpfung oder für die Bankenrettung aufgewen-

dete Beträge, die einmalig den staatlichen Schul-

denstand um etwa 300 Milliarden Euro erhöht ha-

ben, als Vergleichsgrößen heranzuziehen. 

» Ein sozial ausgerich-
tetes BGE würde noch 
einmal so viel kosten 
wie der gesamte beste-
hende Sozialstaat. 
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Alle Einkommen beruhen letztlich auf Wert-

schöpfung durch Erwerbsarbeit. Selbst wenn ein-

zelne Produktionsprozesse vollautomatisch wä-

ren, gilt dies gesamtwirtschaftlich. Die primäre 

Quelle aller Einkommen sind die Verkaufserlöse 

der produzierten Waren (einschließlich Dienstleis-

tungen). Die so entstehende Nettowertschöp-

fung, also nach Abzug von Vorleistungen und Ab-

schreibungen für den Wertverlust von Anlagen, 

wird verteilt auf Löhne einerseits, Unternehmens- 

und Vermögenseinkommen andererseits. Sozial-

leistungen und auch ein BGE sind gesamtwirt-

schaftlich keine 

zusätzlichen Ein-

kommen, son-

dern beruhen auf 

Umverteilung 

durch Steuern 

und Abgaben. Diese müssen letztlich immer aus 

dem Volkseinkommen aufgebracht werden bzw. 

mindern als indirekte Steuern die Kaufkraft dieser 

Primäreinkommen. Die in Privathaushalten oder 

ehrenamtlich unbezahlt geleistete Arbeit ist zwar 

unverzichtbar. Sie kann aber zur Finanzierung ei-

nes BGE nichts beitragen. 

Die Vorstellung, die Finanzierung eines BGE 

könne darauf beruhen, dass Maschinen oder Ro-

boter Steuern zahlen, ist irreführend. Maschinen 

zahlen keine Steuern. Es wären immer die Eigen-

tümer, die die Steuern zahlen müssten. Auch das 

Argument, der Reichtum beruhe doch heutzutage 

vor allem auf den Anlagevermögen, Infrastruktu-

ren und Wissensbeständen, die historisch bereits 

erarbeitet wurden, trägt nicht. Denn diese führen 

nur dann zu neuer Wertschöpfung und Einkom-

men, wenn sie durch lebendige Arbeit für die Pro-

duktion neuer Güter und Dienstleistungen ge-

nutzt werden. Eine Wertschöpfungsabgabe, die 

den Einsatz von Maschinen und anderem Kapital 

mit zusätzlichen Abgaben belegt, wäre lediglich 

eine veränderte Bemessungsgrundlage. Sie 

könnte als ergänzendes Finanzierungsstandbein 

des Sozialstaats sinnvoll sein, aber nicht annä-

hernd für ein BGE ausreichen. 

Die primäre verteilungspolitische Aufgabe 

besteht nach wie vor darin, den Anteil der Löhne 

am Volkseinkommen (die Lohnquote) zu halten  

oder zu steigern. So würde zugleich die Finanzie-

rung des Sozialstaatgesichert. Wenn das nicht ge-

länge und die Lohnquote stark sinken würde, 

wäre es recht illusorisch, dies durch stark erhöhte 

Abgaben der Unternehmen kompensieren zu 

können. Zumal den Beschäftigten hier – anders als 

bei den Löhnen – keine gewerkschaftlichen 

Kampfmittel zur Verfügung stehen. 

Einige behaupten, die Finanzierung eines 

BGE könne zu Lasten der Reichen und Kapitalein-

kommen erfolgen. Doch das ist unrealistisch. Es ist 

unvermeidlich, dass der Großteil der für ein BGE 

erforderlichen Ausgaben von der breiten Masse 

der abhängig Beschäftigten aufgebracht werden 

müsste. Und zwar unabhängig davon, welche 

Steuererhöhungen man sich dafür ausdenkt – von 

der politischen Durchsetzbarkeit ganz abgesehen. 

Das verdeutlicht der Blick auf die finanziellen Grö-

ßenordnungen des Bruttonationaleinkommens. 

Die Gewinne und Vermögenseinkommen rei-

chen für die Finanzierung eines BGE bei weitem 

nicht aus und können im Kapitalismus auch nicht 

unbeschränkt abgeschöpft werden, erst recht 

nicht bei internationaler Kapitalverkehrsfreiheit. 

Zudem sind darin auch die Arbeitseinkommen von 

Selbstständigen und Mietwerte selbstgenutzten 

Wohneigentums enthalten. Eine Verdopplung al-

ler bestehenden Steuern auf Gewinne und Vermö-

genseinkommen, erbrächte rechnerisch etwa 160 

Milliarden Euro Mehreinnahmen im Jahr. Es ver-

blieben noch etwa 740 Milliarden Euro. 

» Ein BGE müsste immer 
aus dem durch Erwerbs-
tätigkeit produzierten 
Volkseinkommen finan-
ziert werden. 
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Es müsste also unvermeidlich die Abgabenbe-

lastung der abhängig Beschäftigten gewaltig er-

höht werden, entweder direkt oder indirekt über 

Mehrwert- und Verbrauchsteuern. Zum Vergleich: 

Die gesamten Lohn-

steuereinnahmen 

betrugen 2016 (vor 

Abzug von Kinder-

geld) 223 Milliarden 

Euro. Die Mehrwert-

steuer erbrachte bei einem Normalsatz von 19 Pro-

zent 219 Milliarden Euro. 

2016 betrugen die Bruttolöhne gesamtwirt-

schaftlich 1311 Milliarden Euro, die Summe aller 

Einkommensleistungen der Sozialversicherungen 

(v.a. Renten), Pensionen und anderer Altersversor-

gungseinkommen 387 Milliarden Euro, zusammen 

1698 Milliarden Euro. Um die genannten 740 Mil-

liarden Euro durch Einkommensteuern zu finan-

zieren, müssten alle Bruttolöhne, Renten und Pen-

sionen ab dem ersten Euro mit zusätzlich (!) 44 

Prozent Steuern belegt werden (740/1698 = 0,44). 

Die durchschnittliche Gesamtbelastung der Brut-

tolöhne mit Steuern und Sozialbeiträgen würde 

sich damit von heute 34 Prozent (16,4 Prozent 

Lohnsteuer, 17,4 Prozent Sozialbeiträge) auf 78 

Prozent weit mehr als verdoppeln. 

Für eine alternative Finanzierung von 900 

Milliarden Euro zusätzlichen BGE-Ausgaben allein 

durch die Mehrwertsteuer müssten deren Einnah-

men verfünffacht werden. Das würde zu massiven 

Preiserhöhungen führen. Um ein BGE von wie an-

genommen preisbereinigt 1000 Euro monatlich zu 

zahlen, müssten diese Preissteigerungen durch ein 

entsprechend höheres BGE ausgeglichen werden. 

Dies würde wiederum zur Finanzierung noch er-

» Bei einem BGE von 
1000 Euro monatlich  
bliebe weniger als die 
Hälfte der bisherigen 
Kaufkraft der Löhne. 
 

Nettolöhne; 
869 Mrd. €; 27%

Sozialbeiträge für 
Beschäftigte; 

517 Mrd. €; 16%

Lohnsteuern; 
215 Mrd. €; 7%

Staatliche 
Primäreinkommen; 

280 Mrd. €; 9%

Steuern auf Gewinne und 
Vermögenseinkommen* 
sowie Sozialbeiträge der 

Selbstständigen; 
163 Mrd. €; 5%

Private Nettogewinne und 
Vermögenseinkommen; 

601 Mrd. €; 19%
Abschreibungen; 
552 Mrd. €; 17%

Bruttonationaleinkommen Deutschlands 2016

3197 
Mrd. €

Quelle:Statistisches  Bundesamt Sep. 
2017, Volkwirtschaftliche Gesamt-
rechnung, eigene Berechnungen

Nur etwa die Hälfte 
der in der Volkswirt-
schaftlichen Gesamt-
rechnung ausgewiesenen 
Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen der 
privaten Haushalte werden 
steuerlich als Einkünfte 
erfasst, dagegen 95% der 
Bruttolöhne und 
–gehälter.

* Gewerbe-, Körperschaft-, 
Kapitalertrag- und veran-
lagte Einkommensteuer.
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heblich höhere Mehrwertsteuersätze erfordern. 

Im Endeffekt wären Mehrwertsteuersätze in der 

Größenordnung von 150 Prozent erforderlich. 

Die Anreize zu Schwarzarbeit sowie Steuer- 

und Sozialbeitragshinterziehung würden unter 

diesen Bedingungen sehr stark zunehmen. Alle 

Verkaufserlöse sowie bezahlten Arbeiten und Ein-

kommen müssten flächendeckend kontrolliert 

werden. Denn die reguläre Erwerbsarbeit und 

ökonomische Wertschöpfung müsste auf dem 

gleichen Niveau wie bisher weitergehen und weit-

gehend vollständig mit Steuern und Sozialbeiträ-

gen belegt werden. Sonst würden die Einnahme-

quellen zur Finan-

zierung eines BGE 

fortschreitend un-

tergraben. Die An-

nahme, dass bei 

diesen Abgaben-

sätzen keine größeren Ausweichreaktionen und 

negativen wirtschaftlichen Entwicklungen aufträ-

ten, erscheint mehr als optimistisch. 

Wesentlich realistischer erscheinen demge-

genüber neoliberale Konzepte. Die Höhe und da-

mit Kosten des BGE wären geringer und die Finan-

zierung würde überwiegend durch den Wegfall 

bisheriger Sozialleistungen erfolgen, wenn auch 

Renten und Pensionen, Arbeitslosenversicherung, 

gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung und 

weitere Leistungen gestrichen würden. Das ver-

bleibende zusätzliche Umverteilungsvolumen 

könnte dann etwa durch eine kräftige Mehrwert-

steuererhöhung finanziert werden. 

Doch so einfach wäre auch das nicht, denn 

auf Beitragszahlungen begründete Sozialversiche-

rungsansprüche genießen verfassungsrechtlich ei-

gentumsähnlichen Schutz und könnten nicht so 

einfach gestrichen werden. Es wäre ein mindes-

tens 40-jähriger Übergangszeitraum erforderlich, 

weil alle bereits erworbenen Ansprüche weiterhin 

bedient werden müssten.  

Verteilungswirkungen 

Über die gesamte Be- oder Entlastungswir-

kung eines BGE lässt sich nur spekulieren. Sie 

hinge stark von der Höhe und Ausgestaltung des 

BGE, den Ausgangsbedingungen des jeweiligen 

Haushalts sowie der Veränderung der Erwerbsein-

kommen in einer Wirtschaft mit BGE ab. Zudem 

sind BGE-Konzepte umso unrealistischer, je höher 

das vorgesehene BGE sein soll, besonders sozial 

gestrickte Konzepte also besonders irreal. 

Zunächst stünde der höheren Abgabenbelas-

tung der Haushalte eine Steigerung der verfügba-

ren Einkommen durch die BGE-Zahlung gegen-

über. Profitieren würden jedenfalls Personen, de-

ren verfügbare Einkommen vorher geringer als 

das BGE waren. Das beträfe zunächst Erwerbslose 

sowie einen Teil der Rentnerinnen und Rentner. 

Wie viele das wären hinge davon ab, wie hoch das 

BGE wäre. Ohne Hilfe in besonderen Lebenslagen, 

Sozialpass, GEZ-Befreiung, Bildungsgutscheine, 

Zuzahlungsbefreiungen, soziale Wohnraumförde-

rung usw., würden diejenigen schlechter gestellt 

werden, die einen besonders hohen Bedarf ha-

ben. 

Die Mehrheit der Bevölkerung in Deutsch-

land, etwa 50 Millionen bzw. 60 Prozent der Be-

völkerung, lebt in Haushalten, deren Hauptein-

kommensquelle Löhne sind. Sie beziehen etwa 95 

Prozent aller Löhne und müssten daher ganz über-

wiegend die höheren Abzüge tragen. Da die Er-

werbstätigen aber auch den größten Teil des BGE 

für Nichterwerbstätige finanzieren müssten, wür-

den sie unter dem Strich draufzahlen. Haushalte 

mit nur einer erwerbstätigen Person oder mit 

» Eine massiv erhöhte 
Abgabenbelastung 
würde flächendeckend 
enorm verschärfte Kon-
trollen erfordern. 
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mehreren Kindern könnten begünstigt werden. 

Die Progression der Besteuerung, also, dass Perso-

nen mit hohen Einkommen höhere Steuersätze 

zahlen, würde dagegen abnehmen, weil die Steu-

ersätze für alle massiv erhöht werden müssten. 

Auch bei Verrechnung als „negative Einkommen-

steuer“ würden von jedem zusätzlich verdienten 

Euro nur um die 20 Cent übrig bleiben. 

Sozial orientierte BGE-Anhänger/innen be-

haupten, mit einem BGE hätten die Menschen es 

nicht mehr nötig und wären deshalb nicht mehr 

bereit, schlechte und gering bezahlte Arbeit anzu-

nehmen. Deshalb 

würden die Löhne 

hier steigen. Diese 

Erwartung geht 

aber daran vorbei, 

wie Arbeitsmärkte 

und Lohnbildung im Kapitalismus funktionieren. 

Die Löhne der verschiedenen Beschäftigtengrup-

pen sind auf Grundlage des gesellschaftlichen Pro-

duktivitätsniveaus in historischen Auseinanderset-

zungen durchgesetzt und in Tarifverträgen fixiert 

worden. Ansonsten kommt es auf das Verhältnis 

von Angebot und Nachfrage auf den jeweiligen 

Arbeitsmärkten an. 

Für die allermeisten Beschäftigten würde ein 

BGE nicht ausreichen um den Lebensstandard zu 

halten. Menschen mit eher geringeren oder über-

reichlich vorhandenen und angebotenen Qualifi-

kationen müssten weiterhin um eine begrenzte 

Zahl von Jobs konkurrieren. Es ergeben sich nied-

rige Löhne. Nur Personen mit besonderen und hö-

heren Qualifikationen, die von Unternehmen 

stark nachgefragt werden, könnten individuell re-

lativ hohe Löhne durchsetzen. 

Annähernd gleiche „Augenhöhe“ lässt sich 

für die allermeisten Beschäftigten nur herstellen, 

wenn sie den Arbeitgebern nicht einzeln, sondern 

gewerkschaftlich organisiert als Kollektiv gegen-

übertreten. Es ist empirisch belegt, dass vor allem 

starke Gewerkschaften und Tarifvertragssysteme 

die Lohnungleichheit in Grenzen halten, weil sie 

die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt einschrän-

ken und so die Kräfteverhältnisse zugunsten der 

Lohnabhängigen verändern. 

Es gibt gewichtige Gründe für die Annahme, 

dass ein BGE zu noch größeren Lohnunterschie-

den und einer Senkung der Löhne für große Teile 

der Beschäftigten führen würde. Bisher ist der 

Mindestanspruch, dass der Lohn bei Vollzeitbe-

schäftigung mindestens existenzsichernd sein 

muss. Das ist auch die zentrale Begründung für ei-

nen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn. Doch 

mit einem BGE könnte dies nicht mehr geltend ge-

macht werden, denn jeder Lohn hätte den Charak-

ter eines Zuverdienstes zum BGE. 

Ein BGE wäre faktisch der universelle Kombi-

lohn als Lohnsubvention für die Unternehmen. 

Schon heute sind Minijobs und andere typische 

„Zuverdienst-Jobs“ meist besonders schlecht be-

zahlt, obwohl das Einkommen oft auch ohne die-

sen Zuverdienst 

zum Leben rei-

chen würde – je-

denfalls auf dem 

niedrigen Ni-

veau, das ein BGE 

abdecken könnte. Doch selbst nur ein paar hun-

dert Euro mehr im Monat zusätzlich wären loh-

nend und würden das Gesamteinkommen spürbar 

aufbessern. Noch viel mehr Beschäftigte als heute 

wären daher vermutlich bereit, für einen minima-

len Lohn zu arbeiten. Dies ist auch der Sinn etwa 

des Experiments in Finnland 

Die neoliberalen Konzepte formulieren ganz 

offen, dass sie Mindestlohn, Arbeitnehmerrechte 

und Tarifverträge beseitigen wollen. Götz Werner 

» Den Meisten würde 
ein BGE in die eine Ta-
sche hineingesteckt 
und aus der anderen 
wieder herausgezogen. 
 

» Ein BGE würde als uni-
verseller Kombilohn 
massiven Druck auf die 
Arbeitseinkommen und 
die Tarife ausüben. 
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sieht sogar eine Verrechnung des Lohns mit dem 

BGE vor: „Wenn beispielsweise eine Polizistin 

heute 1500 Euro verdient und das Grundeinkom-

men wäre 1000 Euro, dann würde sich für sie zu-

nächst nichts ändern, als dass ihr Einkommen dann 

aus zwei Teilen besteht: 500 Euro Gehalt und 1000 

Euro Grundeinkommen.“ (www.unternimm-die-

zukunft.de) 

In sozial ausgerichteten BGE-Konzepten wird 

dagegen die Beibehaltung des Mindestlohns und 

anderer Arbeitnehmerrechte gefordert. Ob es 

aber unter dem Druck eines BGE noch hinrei-

chende gesellschaftliche Kräfte gäbe, um das ak-

tuelle arbeitsrechtliche Schutzniveau zu halten, ist 

zu bezweifeln. 

Viele prekär Selbstständige bieten schon 

heute notgedrungen, weil sie sonst keine Auf-

träge bekommen, ihre Leistungen zu Dumpingbe-

dingungen an. Der Spielraum dafür wäre mit ei-

nem BGE noch viel größer. Der zerstörerische Kon-

kurrenzdruck auf Betriebe, die zu tariflichen oder 

auch Mindestlohn-Bedingungen beschäftigen, 

würde massiv verschärft. Wenn mit einem BGE 

noch mehr Men-

schen in Teilzeit- und 

Minijobs oder als 

Solo-Selbstständige 

arbeiten würden, 

würde dies zu verstärktem Druck auf die Löhne 

und abnehmender Organisationsbereitschaft der 

Arbeitenden führen. Tarifverträge und Gewerk-

schaften würden geschwächt, die Einkommens-

schere würde noch weiter auseinandergehen. 

Die Profitansprüche der Unternehmen und 

Kapitalanleger würden dagegen durch ein BGE 

nicht gemindert. Hier wäre weiterhin das Streben 

nach höchstmöglicher Rendite das entscheidende 

Kriterium für Investitions- und Anlageentschei-

dungen.  

Bedeutung der Erwerbsar-
beit 

Die Grundeinkommensszene behauptet, dass 

der Gesellschaft angeblich zunehmend „die (Er-

werbs-)Arbeit ausgeht“. Eine Politik für Vollbe-

schäftigung wird abgelehnt oder für aussichtslos 

erklärt. Die arbeitssparende Digitalisierung mache 

ein BGE als Entkopplung von Erwerbsarbeit und 

Einkommen unumgänglich. 

Doch gesamtwirtschaftlich wächst die Pro-

duktivität heute schwächer und nicht etwa stärker 

als früher. In den 1970er Jahren betrugen die 

durchschnittlichen 

Produktivitätsstei-

gerungen hierzu-

lande noch vier 

Prozent, in den 

1980er und 1990er 

Jahre über zwei Prozent. Seit 2000 beläuft sich das 

durchschnittliche Produktivitätsplus nur noch auf 

1,2 Prozent. In anderen Ländern ist die Tendenz 

vergleichbar. Durch die weitere Digitalisierung 

wird sich das nur graduell ändern. Die Zahl der Er-

werbstätigen und das Volumen der bezahlten Ar-

beit steigen. Die internationale Arbeitsorganisa-

tion schätzt, dass im Jahr 2021 weltweit 3,4 Milli-

arden Menschen erwerbstätig sein werden, davon 

über 55 Prozent abhängig Beschäftigte, nach 2,6 

Milliarden und knapp 48 Prozent im Jahr 2000. In 

den entwickelten Ländern ist mehr denn je die 

große Mehrheit, Frauen wie Männer, darauf ori-

entiert, Erwerbsarbeit zu leisten. 

Wo die Erwerbslosigkeit stark gestiegen ist, 

wie in Südeuropa oder in Ostdeutschland nach der 

Vereinigung, war dies Folge von ökonomischen 

Krisen und nicht von Produktivitätssprüngen. Ein 

großes Problem ist allerdings, dass besonders Teil-

» Die Profitansprüche 
des Kapitals würden 
durch ein BGE dagegen 
nicht gemindert. 
 

» Die Legenden vom 
»Ende der Arbeit« wer-
den sich auch in den 
kommenden Jahrzehn-
ten nicht bewahrheiten. 
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zeitarbeit und prekäre, unsichere und schlecht be-

zahlte Jobs zugenommen haben. Aber auch dies 

ist keine notwendige Folge des technischen Fort-

schritts, sondern neoliberaler (De-)Regulierung 

des Arbeitsmarktes (vgl. Digitaler Kapitalismus 

ohne Arbeit? ver.di Wirtschaftspolitik Informatio-

nen 2/2016). 

Eine Entkopplung von Erwerbsarbeit und Ein-

kommen ist in der bestehenden Gesellschaft nur 

für Einzelne möglich, aber nicht gesamtwirt-

schaftlich und von der Finanzierung her. Ein BGE 

wäre eine Geldleistung. Sie wäre darauf gerichtet, 

dass man damit etwas kaufen kann. Doch alle Gü-

ter und Dienstleistungen, die kaufbar sind, wer-

den mittels Erwerbsarbeit produziert. Zugleich 

entstehen dabei die Einkommen, aus denen sie 

bezahlt werden, im Falle eines BGE nach Umver-

teilung. Wer Geld ausgibt um etwas zu kaufen, 

setzt damit Erwerbsarbeit in Bewegung. Er oder 

sie veranlasst, dass andere gegen Entgelt arbeiten, 

nicht weil es ihnen Spaß macht oder sie diese Ar-

beit besonders sinnvoll finden, sondern weil sie 

Bedürfnisse derjenigen befriedigen, die bezahlen. 

Wer ein BGE fordert will, dass dies auch zu-

künftig so funktioniert. Ein BGE würde also das 

bestehende Sys-

tem der Geldwirt-

schaft und der ka-

pitalistischen Wa-

renproduktion 

durch Erwerbsar-

beit keineswegs in Frage stellen. Die Behauptung, 

ein BGE wäre eine emanzipatorische Alternative 

zum Erwerbsarbeitszwang und alle könnten dann 

» Ein BGE würde wie 
jede Geldleistung voll-
ständig auf Warenpro-
duktion durch Erwerbs-
arbeit beruhen. 
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endlich das arbeiten, was sie gerne tun und sinn-

voll finden, geht an der Realität vorbei. Je mehr 

Menschen sich an der Erwerbsarbeit nicht beteili-

gen bzw. von ihr ausgegrenzt werden, desto mehr 

Erwerbsarbeit müssen Andere leisten, um einen 

bestimmten Umfang an Waren und Dienstleistun-

gen sowie Einkommen zu erwirtschaften. 

Die Vorstellung, es gäbe ein BGE ohne Er-

werbsarbeit, ist etwa so absurd wie die, der Strom 

käme aus der Steckdose ohne Stromerzeuger, die 

ihn einspeisen. Das zugunsten eines BGE vorge-

brachte Argument, viele Menschen würden dann 

mehr Zeit für Ehrenamt und Familie und selbstge-

wählte Tätigkeiten verwenden, ist zwiespältig. 

Würde der Gesamtumfang der Erwerbsarbeit 

schrumpfen, würde zugleich die ökonomische und 

finanzielle Grundlage des BGE untergraben. Das 

Gleiche gilt für abnehmende Erwerbstätigkeit in 

Folge von Automatisierung oder von ökonomi-

schen Krisen. Ein BGE könnte daher auch keines-

falls als Ausweg bei steigender Massenerwerbslo-

sigkeit funktionieren.  

Für das Problem sozialer Ausgrenzung durch 

Erwerbslosigkeit wäre ein BGE keine Lösung. Eine 

regelmäßige Geldzahlung reicht nicht aus, um ge-

sellschaftliche Teilhabe und Integration zu ge-

währleisten. Von grundlegender Bedeutung ist 

eine gute bezahlte Arbeit, die den Fähigkeiten 

und Neigungen der Menschen möglichst gerecht 

wird und mit sozialer Einbindung, Anerkennung 

und Selbstbestätigung verbunden ist. Sie erbringt 

ein Einkommen, das höher als ein noch so komfor-

tables BGE liegt. Das ist auch das zentrale Inte-

resse, das Beschäftigte wie Erwerbslose äußern. 

Das zentrale Problem dabei ist die Massener-

werbslosigkeit, die Menschen ausgrenzt und enor-

men Druck ausübt. Mit einem BGE könnte dies 

noch weniger als heute als gesellschaftliches Prob-

lem und ihre Beseitigung als politische Aufgabe 

betrachtet werden. Erwerbslosigkeit könnte dann 

als eine freie Entscheidung von Menschen gelten, 

die es vorziehen, allein vom BGE zu leben. 

Viele BGE-Anhänger/innen behaupten, das 

BGE wirke auch als Anerkennung und faktische 

Bezahlung bisher unentgeltlich geleisteter Erzie-

hungs-, Sorge-, Pflege- und anderer Reprodukti-

onsarbeiten. Doch tatsächlich würden diese auch 

mit einem BGE unbezahlt und der Erwerbsarbeit 

untergeordnet bleiben. Die Frauen benachteili-

gende geschlechtsspezifische Arbeitsteilung 

dürfte eher verfes-

tigt werden. Ein 

BGE könnte wir-

ken wie ein Be-

treuungsgeld für 

alle. Der Auswei-

tung qualifizierter professioneller Arbeit in gesell-

schaftlich notwendigen Dienstleistungen und da-

mit der Angleichung der Erwerbschancen von 

Frauen und Männern würde entgegengewirkt. 

Gleichzeitig würde ein BGE durch seine Bedin-

gungslosigkeit eine Entwertung und Missachtung 

aller Arbeit, nicht nur der Erwerbsarbeit darstel-

len. Ein BGE widerspräche grundlegenden Gerech-

tigkeitsansprüchen, weil es weder durch Bedarfe 

noch durch Gegenleistungen begründet wäre. 

Politische Risiken und die 
Alternativen von ver.di 

Viele Anhängerinnen und Anhänger eines 

BGE verbinden mit dieser Forderung geradezu 

Heilserwartungen. Eine Vielzahl von Problemen 

soll damit auf einen Streich gelöst werden. Doch 

einer kritischen Überprüfung halten diese Be-

hauptungen und die Begründungen für ein BGE 

nicht stand. Zudem führen die BGE-Anhänger/in-

» BGE wäre weder eine 
emanzipatorische Alter-
native zur Erwerbsarbeit 
noch förderlich für die 
Frauenemanzipation. 
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nen diese Diskussion ohne eine realistische Ein-

schätzung der gesellschaftlichen und politischen 

Kräfteverhältnisse. Gewerkschaften müssen dage-

gen einen realistischen Blick auf die Welt haben 

und einschätzen, was bei sozialen und politischen 

Prozessen tatsächlich herauskommen könnte. 

Dabei erweisen sich die Konzepte eines sozial 

ausgerichteten BGE als illusionäre Resultate einer 

reinen „Wünsch dir was“-Logik. Je höher das BGE, 

desto höher wären auch die notwendigen Abga-

benbelastungen und die ökonomischen und poli-

tischen Probleme und Widersprüche. 

Welche gesellschaftlichen und politischen 

Kräfte sollten ein Interesse haben und in der Lage 

sein, ein solches BGE durchzusetzen? Die verarm-

ten und prekären Teile der Bevölkerung, die da-

von vielleicht profitieren könnten, verfügen über 

keine gesellschaftliche Durchsetzungsmacht. Für 

die abhängig Beschäftigten würden stark erhöhte 

Abgabensätze und Kontrollen sowie Druck auf die 

Rechte der Beschäftigten und die Löhne drohen. 

Die Spaltung zwischen der Mehrheit der Beschäf-

tigten und denen, deren Überleben vom BGE und 

damit von ihrer Alimentation durch den Staat ab-

hinge, würde vertieft. Deren vermeintlicher Ge-

winn an persönlicher Freiheit durch ein BGE wäre 

nicht mehr als die Freiheit der Tiere im Strei-

chelzoo - sie werden versorgt und dürfen auf dem 

Gelände relativ frei herumlaufen, mehr nicht. 

Die gesellschaftliche und politische Macht der 

Unternehmen und großen Kapitaleigentümer/in-

nen würde durch ein BGE nicht geschmälert. Es ist 

zudem sehr unwahrscheinlich, dass die im Rechen-

beispiel angesetzte Verdopplung der Besteuerung 

der Gewinne und Vermögenseinkommen reali-

siert werden könnte. Es wäre zu befürchten, dass 

die Einkommensverteilung mit einem BGE noch 

ungerechter würde als sie es heute schon ist. 

Mehr noch: Die Konzepte eines BGE passen 

sehr gut in eine immer mehr neoliberal desorga-

nisierte Gesellschaft. Die Einzelnen werden darauf 

orientiert, individuell auf dem Markt und gegen-

über „Arbeitgebern“ aufzutreten und ihre Ziele 

zu verfolgen, vermeintlich abgesichert durch das 

BGE. Arbeitsplatzvernichtung, soziale Spaltung, 

Ungleichheit und Ausgrenzung wären vermeint-

lich kein Problem mehr. Ihre Opfer würden durch 

ein BGE auf Kos-

ten der Allgemein-

heit ruhiggestellt. 

Gesellschaftliche 

Organisation und 

Regulierung sowie 

Gestaltungsforde-

rungen würden als vermeintliche Einschränkung 

von Freiheit dargestellt. Die Bedingungen für ge-

werkschaftliche Organisierung und kollektive In-

teressendurchsetzung würden erschwert, die Ver-

handlungsposition der Lohnabhängigen ge-

schwächt. Die Herrschaftsposition des Kapitals 

würde noch verstärkt. 

Besonders krass würden solche Entwicklun-

gen durch die neoliberalen Varianten eines BGE 

vorangetrieben. Die Armen, Kranken und sozial 

Benachteiligten müssten eine noch weitere Ver-

schlechterung ihrer Lage befürchten. Das Problem 

ist, dass solche neoliberalen Varianten eines BGE 

die einzigen sind, die eine gewisse Chance auf Re-

alisierung haben. Sie wären erheblich leichter  

finanzierbar und Teile des Unternehmerlagers 

hätten Interesse daran. Diese profitieren von einer 

Schwächung des bestehenden Sozialstaats, insbe-

sondere der Sozialversicherungen, auch schon 

durch Teilschritte wie in Finnland. Die Bewegung 

für ein BGE könnte sich so - und sei es auch wider 

Willen - als eine Art trojanisches Pferd für die 

Durchsetzung einer radikalisierten Variante des 

» Die sozial orientierten 
BGE-Konzepte sind illusi-
onäre „Wünsch-dir-was“-
Vorstellungen. Realisti-
scher wären höchstens 
neoliberale Varianten. 
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Neoliberalismus erweisen. Sie lenkt ab von den 

Auseinandersetzungen, um die es gewerkschaft-

lich und politisch tatsächlich geht und weist er-

hebliches Spaltungspotenzial in sozialen und poli-

tischen Bewegungen auf. 

Die gewerkschaftlichen Alternativen sind 

klar: Die emanzipatorische Alternative zu schlech-

ten Arbeitsverhältnissen und einer ungerechten 

Verteilung liegt in 

der Humanisie-

rung, Demokrati-

sierung, Verkür-

zung und gerech-

ten Verteilung al-

ler gesellschaftlich 

notwendigen be-

zahlten wie unbe-

zahlten Arbeit, so-

wie in einer gerechteren Verteilung der Einkom-

men und Vermögen. Dies wird nur durch kollek-

tive und gesetzliche Regelungen und starke Ge-

werkschaften durchgesetzt werden können. 

Armut trotz Arbeit muss durch höhere, exis-

tenzsichernde Löhne zurückgedrängt werden. Der 

Lohndrückerei durch Leiharbeit, Werkverträge 

und prekäre Solo-Selbstständigkeit, Befristungen, 

Minijobs und unfreiwillige Teilzeit muss endlich 

ein Riegel vorgeschoben werden. Die Tarifbin-

dung und die Durchsetzungsmacht der Gewerk-

schaften müssen gestärkt werden. Der Mindest-

lohn muss erhöht werden. Erwerbslosigkeit muss 

bekämpft werden, insbesondere Langzeiter-

werbslose müssen besser gefördert und in gute 

und tariflich bezahlte Arbeit vermittelt werden. 

Alle Erwerbstätigen und alle hier lebenden 

Menschen müssen durch die sozialen Sicherungs-

systeme und insbesondere die Sozialversicherun-

gen vor sozialen Risiken geschützt werden. Das 

Leistungsniveau der gesetzlichen Rente muss 

deutlich erhöht werden, so dass Ältere und Er-

werbsgeminderte ihren Lebensstandard weitge-

hend halten können und nicht auf Grundsiche-

rungsleistungen angewiesen sind. Die Leistungen 

der Mindestsicherungen müssen armutsvermei-

dend und repressionsfrei ausgestaltet werden. 

Öffentliche Daseinsvorsorge und Dienstleis-

tungen müssen überall in hoher Qualität und ent-

geltfrei oder vergünstigt zur Verfügung stehen. Es 

gibt große ungedeckte Bedarfe in Bildung und Er-

ziehung, Gesundheitswesen, Wohnungsbau, Kul-

tur, Freizeit und Sport usw. Diese zu decken würde 

zugleich viele Hunderttausende zusätzliche sinn-

volle und tariflich entlohnte Arbeitsplätze schaf-

fen. 

Das alles scheitert an einer unzureichenden 

Finanzierung und dem Widerstand der Unterneh-

men und der Reichen und neoliberaler politischer 

Kräfte gegen eine gerechte Steuer-, Finanz- und 

Sozialpolitik. Wenn es tatsächlich gelänge, hohe 

Einkommen, Gewinne und Vermögen stärker zu 

besteuern, wie es die sozialen Varianten eines BGE 

vorsehen, sollten diese Finanzmittel für eine Stär-

kung und gerechte Weiterentwicklung des Sozial-

staats verwendet werden. Dafür setzt ver.di sich 

zusammen mit vielen Bündnispartnern ein. 
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» Vorrangiges Ziel muss 
es sein, ein Recht auf 
gute und angemessen 
bezahlte Arbeit für alle 
zu gewährleisten. Es 
geht um möglichst weit-
gehende Befreiung in 
der Arbeit statt von der 
Arbeit.. 
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